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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. unterstützt nachdrücklich den Abschluss der Verhandlungen über das Freiwillige 
Partnerschaftsabkommen (VPA) über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und 
Handel im Forstsektor (FLEGT) zwischen der EU und Guyana, mit dem die nachhaltige 
Waldbewirtschaftung und Politikgestaltung im Forstsektor verbessert, der illegale 
Holzeinschlag verringert und zur Bekämpfung des Klimawandels, zum Schutz der 
Artenvielfalt und zur Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung beigetragen 
werden soll; weist darauf hin, dass die EU für den Schutz, die Wiederherstellung und 
die Widerstandsfähigkeit der Wälder in der Welt verantwortlich ist, die für ein breites 
Spektrum von Ökosystemleistungen von wesentlicher Bedeutung sind, aber stark vom 
Klimawandel und menschlichem Handeln beeinflusst werden; hebt hervor, dass 
freiwillige Partnerschaftsabkommen Teil der Bemühungen der EU sind, die im 
Übereinkommen von Paris und in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen festgelegten 
Ziele zu erreichen, indem die internationale Zusammenarbeit zwischen Erzeuger- und 
Einfuhrländern weiter gestärkt wird; betont in diesem Zusammenhang, dass freiwillige 
Partnerschaftsabkommen mit neuen Partnern gefördert werden sollten; 

2. weist darauf hin, welche Rolle die Wälder Guyanas, denen 2 % des 
Bruttoinlandsprodukts und 6 % der neuen Arbeitsplätze zu verdanken sind, für die 
Wirtschaft und die Schaffung von Arbeitsplätzen und damit für Wirtschaftswachstum 
und Entwicklung spielen; betont, dass ökologische, soziale und wirtschaftliche Aspekte 
in ausgewogener und umfassender Weise angemessen berücksichtigt werden und stets 
mit einer soliden Bewirtschaftung einhergehen sollten; stellt fest, dass das 
Holzvolumen, das zwischen der EU und Guyana gehandelt wird, gering ist und 8 % der 
Ausfuhren dieses Rohstoffs aus Guyana ausmacht; stellt fest, dass das VPA nicht nur zu 
mehr Transparenz im Holzhandel beitragen soll, sondern Guyana auch mehr 
Möglichkeiten eröffnen kann, diesen natürlichen Rohstoff in die EU und in neue Märkte 
zu exportieren; 

3. betont, dass illegaler Holzeinschlag und Waldschädigung durch schlechte 
Politikgestaltung und Korruption in der Forstwirtschaft beschleunigt werden; nimmt das 
Engagement und den politischen Willen Guyanas für eine solide Waldbewirtschaftung 
zur Kenntnis; betont, dass die Anstrengungen zur Korruptionsbekämpfung und zur 
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit intensiviert und die Datenerhebung verstärkt werden 
müssen, um die Umsetzung des Rückverfolgbarkeitssystems zu verbessern; fordert die 
Kommission daher nachdrücklich auf, die Regierung und die Behörden in Guyana 
während des gesamten Verfahrens zur Erteilung von FLEGT-Genehmigungen zu 
unterstützen und die erforderliche technische Unterstützung bereitzustellen, um die 
vollständige Umsetzung und korrekte Anwendung des guyanischen 
Legalitätssicherungssystems für Holz sicherzustellen; weist in dieser Hinsicht darauf 
hin, dass Vorkehrungen für die Überwachung, Weiterverfolgung und Bewertung fester 
Bestandteil eines soliden und wirksamen Abkommens sind;
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4. betont, dass der Erfolg der Politikgestaltung, des Handels und der Rechtsdurchsetzung 
in der Forstwirtschaft auch von der Bekämpfung von Korruption und Betrug aller Art in 
der gesamten Holzlieferkette abhängt, begrüßt daher die Bemühungen Guyanas um 
mehr Transparenz und sieht einer weiteren konstruktiven Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags und der Waldschädigung erwartungsvoll 
entgegen;

5. weist darauf hin, dass zur Verwirklichung der in der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung und im Übereinkommen von Paris festgelegten Ziele eine nachhaltige und 
inklusive Forstwirtschaft und eine entsprechende Politikgestaltung wesentlich sind, 
insbesondere im Wege der national festgelegten Beiträge; weist darauf hin, dass der 
Bergbau eine wichtige Ursache für die Abholzung der Tropenwälder ist, die zu einer 
erheblichen Bodenerosion und -kontamination, einer immer stärkeren Fragmentierung 
von Waldflächen und der Quecksilberverschmutzung von Flüssen und Bächen führt; 
stellt fest, dass Guyana seine Öl-, Gas- und Bergbauindustrie ausbaut; fordert die 
Regierung von Guyana auf, weitere Schritte zur Eindämmung des illegalen Bergbaus zu 
unternehmen; stellt mit Besorgnis die mangelnde Kohärenz zwischen der Regulierung 
im Forstbereich und im Bergbau fest; begrüßt weitere Abkommen, mit denen das 
FLEGT-VPA in Umweltfragen ergänzt werden soll; 

6. besteht darauf, dass die Grundsätze der freien, vorherigen und in Kenntnis der Sachlage 
erteilten Zustimmung der indigenen Völker und lokalen Gemeinschaften 
uneingeschränkt eingehalten werden müssen, insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Bergbau; erinnert daran, dass gemäß internationalen Menschenrechtsnormen, 
insbesondere dem IAO-Übereinkommen Nr. 169 über indigene und in Stämmen 
lebende Völker und den Normen der Freiwilligen Leitlinien der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation (FAO) für die verantwortungsvolle Regelung der 
Nutzungs- und Besitzrechte an Land, Fischgründen und Wäldern, als Voraussetzung für 
den Erwerb oder die Nutzung angestammter Waldflächen eine solche Zustimmung 
eingeholt werden muss;

7. betont, wie wichtig es ist, Partnerschaften und Kooperationsmechanismen 
auszuarbeiten, um die Politikgestaltung im Forstsektor in allen Aspekten gemeinsam 
anzugehen, auch im Hinblick auf den Austausch von Informationen;

8. begrüßt die Beteiligung von Interessengruppen an den Verhandlungen; betont, dass die 
wirksame und angemessene Einbeziehung aller einschlägigen Interessenträger, 
einschließlich der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft und insbesondere von 
Frauen, jungen Menschen, Randgruppen und lokalen und indigenen Gemeinschaften, 
bei der Umsetzung und Überwachung des FLEGT-VPA stets sichergestellt werden 
muss;

9. betont, dass der Erfolg der gesamten FLEGT-Initiative unter anderem davon abhängt, 
dass für einen wirksamen Schutz des Landes und die uneingeschränkte Anerkennung 
der gewohnheitsmäßigen Rechte lokaler Gemeinschaften und indigener Völker, 
insbesondere der indigenen amerikanischen Gemeinschaften, gesorgt wird, unter 
anderem für das eine Frage der sozialen Gerechtigkeit darstellende Recht, dem 
Holzeinschlag auf ihrem Land die Zustimmung zu erteilen oder zu verweigern, dass 
Menschenrechtsverteidiger und Hinweisgeber im Umweltbereich geschützt werden und 
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dass kleine und mittlere Unternehmen (KMU) besser in die Lage versetzt werden, ihren 
Tätigkeiten legal nachzugehen; betont, dass die EU auf dem traditionellen Wissen der 
indigenen Völker und anderer lokaler Gemeinschaften über nachhaltige 
Waldbewirtschaftung aufbauen sollte; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, wie 
wichtig es ist, einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand für KMU zu verhindern und 
diesen Unternehmen Unterstützung in Rechtsfragen zu leisten, um sicherzustellen, dass 
sie die neuen internationalen Übereinkommen, Instrumente und Dokumente in Bezug 
auf die Umwelt einhalten;

10. fordert die Union erneut auf, den Grundsatz der Politikkohärenz im Interesse der 
Entwicklung einzuhalten und ihre Strategien in den Bereichen Entwicklung, Handel, 
Landwirtschaft, Energie und Klimaschutz abzustimmen;

11. fordert die Kommission auf, die Mittelzuweisung für die Forstpartnerschaft mit Guyana 
zu erhöhen, um die Umsetzung des VPA im Rahmen der Überprüfung des 
Mehrjahresrichtprogramms für Guyana (2025-2027) zu begleiten.
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